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Weinmann: Justiz braucht personelle Klarheit und keinen Staatssekretär

Schweigen von Innenminister Strobl zu Vorwürfen über sachfremde Erwägungen bei zentralen
Personalentscheidungen bei der Landespolizei ist nicht hinnehmbar

Zu der Berichterstattung in den Stuttgarter Nachrichten von diesem Samstag über die Besetzung von
zentralen Stellen bei der Landespolizei und die geplante Ernennung vom Siegfried Lorek, dem
Protagonisten dieser Berichte, zum Staatssekretär erklärt der rechtspolitische Sprecher der FDP/DVP
Fraktion Nico Weinmann:

„Die Berichterstattung hinterlässt viele offene Fragen. Besonders überrascht, dass das Innenministerium
offenbar keinerlei Anlass sieht, zu den im Artikel vorgebrachten Vorwürfen Stellung zu beziehen. Die
Vorgänge, über die im Artikel berichtet wird, wirken befremdlich und müssen umfassend aufgeklärt
werden. Meine Fraktion verlangt von Innenminister Strobl in einem heute eingereichten Berichtsantrag
Auskunft über die Stellenbesetzungen und angebliche Versprechen von Versorgungsposten für politische
Weggefährten. Das Schweigen von Innenminister Strobl zu Vorwürfen über sachfremde Erwägungen bei
zentralen Personalentscheidungen bei der Landespolizei ist nicht hinnehmbar. Der Minister muss jeden
Anschein ausräumen, dass Personalentscheidungen bei den wichtigsten Stellen der Landespolizei nach
parteipolitischen Kriterien erfolgen und nicht ausschließlich nach fachlichen.

Es spottet jeder Beschreibung, dass Herr Strobl die Vorwürfe nicht nur aussitzt, sondern zwei Tage später
ausgerechnet Herrn Lorek auch noch zum Staatssekretär im Justizministerium ernennt. Seit Jahrzehnten
gab es keinen Staatssekretär im Justizministerium. Die Justiz braucht personelle Klarheit und keinen
Staatssekretär. Ein zusätzlicher Staatssekretärsposten ist bei der aktuellen Finanzlage auch gegenüber
den Bürgern unverantwortbar. Angesichts der jetzt erhobenen Vorwürfe drängt sich der Eindruck auf,
dass Herr Lorek eigentlich für andere Posten vorgesehen war, für die er nun nicht mehr vermittelbar ist,
und daher anderweitig versorgt werden soll.“
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